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Klare Worte vom Pontifex

Mach’s noch einmal, Evo

Franziskus verurteilt Flüchtlingspolitik der EU und vergleicht »Hotspots« mit 
Konzentrationslagern  

Boliviens Präsident will zum vierten Mal kandidieren. Bislang steht dem die Verfassung im Weg

 Papst Franziskus hat mit scharfer 
Kritik an der Flüchtlingspolitik 
der Europäischen Union für Auf-

regung gesorgt. Bei einer Zeremonie zu 
Ehren christlicher Märtyrer, in deren 
Rahmen am Samstag auch an Opfer des 
Faschismus in Deutschland erinnert 
wurde, bezeichnete das Oberhaupt der 
katholischen Kirche Flüchtlingslager 
in Griechenland mehrfach als »Kon-
zentrationslager«.  Radio Vatikan  fühlte 
sich allerdings bemüßigt, darauf hin-
zuweisen, der Papst habe »damit aber 
nicht die deutsche Geschichte, sondern 
allgemein die Grausamkeit gemeint, 
der Flüchtlinge und Migranten in den 
Lagern ausgesetzt sind«. 

 Franziskus berichtete von einer 
Christin, die wegen ihres Glaubens vor 
den Augen ihres muslimischen Ehe-
manns ermordet worden war. Er habe 
den Mann der Toten im vergangenen 
Jahr beim Besuch eines Flüchtlingsla-
gers auf der griechischen Insel Lesbos 
getroffen, sagte Franziskus, ohne die 
Herkunft des Mannes oder seiner Frau 
zu nennen. Der Flüchtling habe ihm 
berichtet, wie seiner Frau die Kehle 
durchgeschnitten worden sei, als sie 
sich geweigert habe, ihr Kreuz abzu-
legen, das sie um den Hals trug. »Ich 
weiß nicht, was aus ihm geworden ist, 
ob er es aus seinem Konzentrations-
lager herausgeschafft hat«, sagte der 
Papst. An anderer Stelle während der 
Zeremonie in der römischen Bartho-
lomäuskirche sprach der 80jährige 
von »diesen Konzentrationslagern – es 
gibt so viele, volle Konzentrationsla-
ger, weil internationale Abkommen 
anscheinend wichtiger sind als Men-
schenrechte«. 

 Keine Kritik an dem Vergleich des 
Papstes kommt vom Internationalen 
Auschwitz-Komitee (IAK). »Ich hal-
te das nicht für empörend«, sagte der 
Exekutiv-Vizepräsident des Zusam-
menschlusses von Überlebenden des 
Vernichtungslagers Auschwitz, Chri-
stoph Heubner, am Sonntag der  Deut-
schen Presseagentur  in Berlin. Papst 
Franziskus »überzeichnet, um Herzen 
in Bewegung zu bringen. Das ist legi-
tim«. Ihn wundere die Aussage nicht, 
da er frühere Kommentare des Papstes 
zu der Lage in griechischen Flücht-
lingszentren kenne. »Er wird diesen 

Vergleich sehr bewusst gewählt ha-
ben.« Franziskus wolle Europa damit 
deutlich machen, »auf welchem Punkt 
der Zeitlinie man angekommen ist«. Es 
müsse auch bedacht werden, dass es ein 
südamerikanischer Blick auf Europa 
sei. Tatsächlich wird in Lateinamerika 
der Begriff »Konzentrationslager« oft 
auch ganz allgemein für Gefangenen-
lager verwendet, ohne unmittelbar die 
Verbrechen der deutschen Hitlerfaschi-
sten zu meinen. 

 Der Papst verurteilte grundsätzlich 
die Flüchtlingspolitik der EU und ver-
urteilte Abkommen, die eine gleich-

mäßige Verteilung auf alle Mitglieds-
staaten verhindern. Einwanderung sei 
im Interesse Europas, sagte er: »Es ist 
wahr, wir sind eine Zivilisation ohne 
Kinder, aber wir schließen auch unsere 
Türen gegenüber Migranten. Das nennt 
man Selbstmord«. Zugleich würdigte 
er die Hilfsbereitschaft der südeuro-
päischen Staaten, in denen die mei-
sten Menschen anlanden: »Menschen 
kommen hier an, in den großzügigen 
Ländern wie Italien und Griechenland, 
die sie aufnehmen, aber dann lassen 
die internationalen Verträge nicht mehr 
zu.«   (AFP/dpa/jW)     

 In Bolivien verschärft sich ein Streit 
zwischen der regierenden »Bewe-
gung zum Sozialismus« (MAS) und 

der rechten Opposition über die Mög-
lichkeit einer vierten Amtszeit des Prä-
sidenten Evo Morales. Die MAS hatte 
Morales auf einem Parteitag im vergan-
genen Dezember wieder als Spitzenkan-
didat für die Präsidentschaftswahlen 
2019 nominiert. 

 Ein Referendum, das Morales eine 
Wiederwahl ermöglichen sollte, war 
im Februar 2016 mit der nur knappen 
Mehrheit von 51,3 Prozent abgelehnt 
worden. Trotzdem sieht die MAS meh-
rere Möglichkeiten, damit der erste indi-
gene Präsident des Landes in zwei Jah-
ren legal wiedergewählt werden kann. 
Auf dem Parteitag der Regierungspartei 
waren dazu vier Alternativen vorgestellt 
worden. Davon werden derzeit vor al-
lem die Durchführung eines neuen Re-
ferendums für die Verfassungsreform 
sowie die Möglichkeit diskutiert, dass 
der Amtsinhaber ein halbes Jahr vor der 
Wahl zurücktritt, was ihn zur erneuten 
Kandidatur berechtigen würde. Obwohl 
Regierungsgegner die Legalität dieser 
Varianten bestreiten, ist sich die Rechte 
ihrer Sache offenbar nicht sicher. Füh-
rende Oppositionspolitiker haben Mora-
les in der letzten Woche zu einem »frei-
willigen Verzicht auf eine vierte Amts-
zeit« aufgefordert. Der Präsident ließ 
die Christdemokraten jedoch abblitzen. 
»Ich diskutiere mit dem Volk und nicht 

mit irgend jemandem von den Rechten«, 
sagte er. Für eine Diskussion gäbe es 
keine Grundlage: »Sollen wir über ihre 
Lügen debattieren?« 

 Morales bezog sich damit auf eine 
gegen ihn gerichtete Schmutzkampagne, 
die rechte Medien vor dem letzten Refe-
rendum Anfang 2016 inszeniert hatten. 
Dabei waren Vorwürfe lanciert worden, 
der Präsident habe seiner ehemaligen 
Partnerin Gabriela Zapata Montaño zu 
lukrativen Posten verholfen. Ein Fern-
sehsender warf Morales zudem vor, der 
Öffentlichkeit einen bereits als Baby ver-
storbenen Sohn des Paares vorenthalten 
zu haben. Doch obwohl sich sämtliche 
Behauptungen in späteren Untersuchun-
gen als haltlos herausstellten, hatte die 
Oppositionskampagne den gewünschten 
Erfolg. Das knappe Ergebnis kommen-
tierte Morales mit den Worten: »Ge-
wonnen hat nicht die Rechte, sondern 
die Lüge.« Der lateinamerikanische 
Fernsehsender  Telesur  berichtete kurz 
darauf über geleakte Dokumente der 
US-Botschaft in La Paz, die deren Ein-
mischung belegten. Auch die mexikani-
sche Tageszeitung  La Jornada  enthüllte, 
dass die US-Vertretung die Kampagne 
gegen Morales mit rund 200 Millionen 
Dollar unterstützt habe. Nach weiteren 
Berichten über die unzulässige Beein-
flussung der Abstimmung zweifelten 
Vertreter von Gewerkschaften und an-
deren sozialen Organisationen deren 
Legitimität an. Zu den Kritikern gehört 

unter anderem der mächtige Gewerk-
schaftsdachverband COB. Bolivien sei 
»Opfer einer großen Lüge« geworden, 
fasste Rodolfo Machaca, Anführer ei-
ner Bauernorganisation und Mitglied 
im MAS-Parteivorstand, die Vorwürfe 
zusammen. »Bolivien darf nicht durch 
Lügen regiert werden. Deshalb beharren 
wir auf der Suche nach einem Weg, wie 
wir als Land voranschreiten.« 

 Die Vertreter des rechten Lagers 
konnten die Anschuldigungen bislang 
nicht entkräften. Oppositionsführer 
Samuel Doria Medina, der das Refe-
rendum bereits vor Auszählung aller 
Stimmen bejubelt und von einem »hi-
storischen Tag« gesprochen hatte, wies 
jede Kritik als »Ausdruck einer Beses-
senheit« des amtierenden Präsidenten 
zurück: Morales sei »zu allem bereit, um 
sich an der Macht zu halten«. 

 Der ehemalige Gewerkschaftsführer 
Morales war erstmals am 18. Dezem-
ber 2005 mit 54 Prozent in das höchste 
Staatsamt gewählt worden. Wegen eines 
Volksentscheids über eine neue Verfas-
sung konnte er seine erste Amtszeit je-
doch nicht vollenden. Bei Neuwahlen 
im Dezember 2009 wurde er mit 64 Pro-
zent der Stimmen, fünf Jahre später mit 
61 Prozent als Präsident wiedergewählt. 
Unter Morales wurde Bolivien zu ei-
nem »Plurinationalen Staat«, der den 
indigenen Gemeinschaften weitgehende 
Selbstbestimmungsrechte einräumt. Sol-
ches Engagement wurde auch internatio-

nal gewürdigt. Im Herbst 2009 ernannte 
die UN-Generalversammlung Morales 
zum »World Hero of Mother Earth« 
(Weltheld der Mutter Erde). Nachdem 
der MAS-Parteitag ihn im Dezember 
2016 einstimmig gebeten hatte, für eine 
weitere Amtszeit in den Jahren 2020 bis 
2025 zu kandidieren, akzeptierte Evo 
Morales: »Wenn das Volk es so entschei-
det, dann gibt es kein Problem.«

    Volker Hermsdorf     

Flüchtlinge 2015 in einem Lager nahe Athen
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   Landarbeiter in 
Brasilien ermordet 
     Colniza.  Mit Schüssen und Mes-
serstichen sind im brasilianischen 
Bundesstaat Mato Grosso neun 
Landarbeiter ermordet worden. 
Wie die Polizei am Samstag 
(Ortszeit) mitteilte, waren die 
Leichen der Männer bereits am 
Donnerstag entdeckt worden. 

 Nach Angaben des Portals 
 O Globo  gibt es den Verdacht, 
dass Auftragsmörder von Groß-
grundbesitzern angeheuert 
worden sein könnten. Laut Fa-
milienangehörigen ging es um 
Landkonflikte.  (dpa/jW)

             Exminister in 
Ecuador inhaftiert 
     Lima.  Im Zusammenhang mit 
dem Korruptionsskandal um 
den brasilianischen Baukonzern 
Odebrecht ist der frühere ecua-
dorianische Elektrizitätsminister 
inhaftiert worden. Ein Richter 
ordnete am Samstag 90 Tage 
Untersuchungshaft für Alecksey 
Mosquera an, wie Generalstaats-
anwalt Galo Chiriboga über den 
Kurzmitteilungsdienst Twitter 
bekanntgab. Gegen Mosquera, 
der von 2007 bis 2009 amtierte, 
ist ein Verfahren wegen Bestech-
lichkeit anhängig. 

 Der Korruptionsskandal um 
Odebrecht erschüttert derzeit 
Lateinamerika. Die Ermittlungen 
begannen 2014 und förderten 
nach und nach ein ausgeklügeltes 
System zur Zahlung von Schmier-
geldern an Politiker, Parteien, 
Staatsbeamte und Manager zuta-
ge.  (AFP/jW)             

Nordkorea nimmt 
US-Bürger fest 
     Seoul.  Nordkorea hat der südko-
reanischen Nachrichtenagentur 
 Yonhap  zufolge einen weiteren 
US-Bürger festgenommen. Wie 
die Agentur am Sonntag meldete, 
erfolgte der Zugriff der Behörden 
bereits am Freitag bei der Abreise 
des Mannes auf dem internatio-
nalen Flughafen der Hauptstadt 
Pjöngjang. Es handele sich um 
einen US-Staatsbürger mit ko-
reanischen Wurzeln, der sich 
einen Monat lang in Nordkorea 
aufgehalten habe, um über Hilfs-
aktionen zu beraten. Es wäre der 
dritte US-Bürger, der von der Re-
gierung in Pjöngjang festgehalten 
wird.  (Reuters/jW)                                                          
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